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tutionell auf dem Gebiet der europäischen Raum-
ordnung tätig werden kann. 

Der Berichterstatter der „Gemischten Arbeits-
gruppe Raumordnung" hat nach dem Besuch einer 
Reihe von Mitgliedstaaten der Beratenden Versamm-
lung des Europarates einen Bericht vorgelegt, in dem 
die großen Probleme der Raumordnung in Europa 
aufgezeigt und eine Institutionalisierung der Raum-
ordnung beim Europarat vorgeschlagen werden. Die 
Beratende Versammlung hat am 30. September 1966 
diesen Bericht einstimmig gebilligt. 

Hierbei handelt es sich insbesondere um drei Fra-
genbereiche: 

a) Erarbeitung einer Rahmenkonvention für eine 
europäische Raumordnung, insbesondere für die 
planerische Zusammenarbeit in den Grenzgebie-
ten; 

b) Institutionalisierung einer Ständigen Europäi-
schen Raumordnungsministerkonferenz, ähnlich 
wie zum Beispiel die Konferenzen der europäi-
schen Verkehrsminister, der Familienminister 
und 'der Wissenschaftsminister; 

c) Durchführung von vergleichenden Studien, Aus-
tausch von Informationen und Material. 

Auch andere internationale Organisationen bera-
ten raumordnerische Probleme unter den spezifischen 
Aspekten ihrer Aufgabe; zum Beispiel der Europäi-
sche Rat für Wirtschaft und Entwicklung (OECD) in 
Paris, die Europäische Wirtschaftskommission (ECE) 
in Genf. Schon vor längerer Zeit hat sich die Nord-
westeuropäische Raumordnungskonferenz gebildet, 
in der Landes- und Regionalplaner aus westeuro-
päischen Ländern, auch aus der Bundesrepublik 
Deutschland, zu einem Erfahrungsaustausch zusam-
menkommen. 

E. Die räumliche Entwicklung im Gebiet der Bundesrepublik  

Deutschland  

I. Bestandsaufnahme und  

Entwicklungstendenzen  

1. Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur  

Zur Beurteilung der räumlichen Situation und Ent

-

wicklung im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch

-

land bedarf es mannigfacher Strukturziffern, vor  

allem über Bevölkerung und Siedlungsweise, über  
Wirtschaft und Infrastruktur.  

Die räumliche Verteilung der Bevölkerung läßt  

sich auf verschieden große Siedlungen, auf große,  

zusammenhängende Gebiete und auf die Bevölke

-

Gemeinden und Wohnbevölkerung nach Gemeindegrößenklassen  

in der Bundesrepublik Deutschland  

von 1939 bis 1965  

17. Mai 1939 13. September 1950 30. Juni 1956  

Zahl Bevölkerung Zahl Bevölkerung Zahl Bevölkerung  
Gemeindegrößenklasse der 

Ge

-

mein

-

den 
in % 

in 1 000 
Ein

-

wohnern 
in 

% 

der 
Ge

-

mein

-

den  
in  %  

in 1 000 
Ein

-

wohnern 
in  

% 

der  
Ge

-

mein

-

den 
in %  

in 1 000  
Ein

-

wohnern 
in  % 

 

unter 1 000 Einwohner 78,8 7 790,8 18,1 68,6 7 919,8 15,6 70,7 7 548,5 14,0  

1 000 bis unter 2 000 Einwohner 11,9 4 028,6 9,4 17,7 6 037,9 11,9 15,7 5 306,3 9,9  

2 000 bis unter 5 000 Einwohner 6,1 4 578,0 10,6 9,0 6 669,2 13,1 8,6 6 392,7 11,9  

5 000 bis unter 10 000 Einwohner 1,8 2 999,1 7,0 2,6 4 426,6 8,7 2,9 4 808,9 8,9  

10 000 bis unter 20 000 Einwohner 0,7 2 353,9 5,5 1,0 3 484,5 6,9 1,1 3 859,3 7,2  

20 000 bis unter 50 000 Einwohner 0,4 3 153,6 7,3 0,6 4 398,1 8,7 0,6 4 870,0 9,1  
50 000 bis unter 100 000 Einwohner 0,1 2 264,8 5,3 0,2 2 670,1 5,3 0,2 3 178,6 5,9  

100 000 bis unter 500 000 Einwohner 
0,2 15 829,5 36,8 

0,2 7 874,0 15,5 0,2 7 834,4 14,6 

500 000 und mehr Einwohner  0,0 7 323,7 14,4 0,0 10 001,4 18,6  

Bundesgebiet insgesamt Einwohner 100 43 000,0 100 100 50 800,0 100 100 53 800,0 100  

Quelle: Statistisches Bundesamt  
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Rohrfernleitungen für Mineralöl 

(technische Daten und angeschlossene Raffinerien) 

Verlauf Länge in km 

Name 
von 	nach 

in der 
Bundes- insgesamt 	republik 

Deutschland 

Ø 
cm 

1. NWO Wilhelmshaven Wesseling 389 389 70 

2. DEA Brunsbüttelkoog Heide 32 32 25 

3. RRP Rotterdam Raunheim 415 259 60 
Abzweig: Venlo Wesel 44 44 60 

4. Gelsenberg Wesel Gelsenkirchen 44 44 40 

5. SEPL Marseille (Lavéra) Karlsruhe 782 24 85 

6. Wintershall

-

Marathon 
Jockgrim Mannheim 59 59 40 

7. ELF Jockgrim Speyer 33 33 40 

8. RDO Karlsruhe Neustadt 287 287 65 

9. CEL Genua Ingolstadt 650 227 55 bis 45 

10. TAL (im  Bau) Triest Ingolstadt 460 160 100 

11. Marathon (im Bau) St. Christoph Burghausen 62 62 32 

12. RMR (im Bau) Godorf Ludwigshafen 243 243 50 bis 55 

13. Marathon (im Bau) Burghausen München-Riem 95 95 20 

*) in laufender Nummer 3 enthalten 
**) in laufender Nummer 5 enthalten 
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Rohrfernleitungen für Mineralöl in der Bundesrepublik Deutschland 
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Vorhaben sollen für künftige Maßnahmen der 
Stadterneuerung beispielhaft sein. Bisher wur-
den für solche Stadterneuerungsprojekte etwa 
40 Millionen DM bereitgestellt, mit denen rund 
50 Modellvorhaben in 35 Städten gefördert wor-
den sind. Im Vordergrund stehen bei den geför-
derten Stadterneuerungsmaßnahmen neben der 
Beseitigung von Wohnungsmißständen die Ver-
besserung der Verkehrsverhältnisse, die Ent-
flechtung ungesunder Mischgebiete, die Auswei-
sung ausreichender Geschäfts- und Gewerbeflä-
chen, sowie die Umstrukturierung älterer Stadt-
teile, die noch dörflichen Charakter tragen. 

Die städtebauliche Erneuerung hängt eng mit der 
städtebaulichen Entwicklung zusammen, die sich 
immer mehr über die Gemeindegrenzen hinaus 
ausdehnt. In den Stadtumlandgebieten ist durch 
die Abwanderung von Bevölkerungsteilen aus 
der Kernstadt, durch Zuwanderung sowie durch 
die Verlagerung von Industrie oft eine ungeord-
nete bauliche Entwicklung mit einer unwirt-
schaftlichen Besiedelung festzustellen, die viel-
fach bis zu einer Zerstörung der Landschaft 
geführt hat. Der Siedlungsdruck in den Rand-
zonen und Umlandgebieten kann nur zu geord-
neten Entwicklungen führen, wenn die Planun-
gen und Maßnahmen der Kerngebiete und der 
Randzonen, die in engem funktionalen Zusam-
menhang stehen, gemeinschaftlich erarbeitet und 
durchgeführt werden. Die Zunahme des Dienst-
leistungsbereichs und die Bedürfnisse des Ver-
kehrs in den Verdichtungskernen erzwingen eine 
Umwidmung der Flächen und der Bausubstanz. 

Ausgehend von raumordnerischen Überlegungen 
sollen Studien- und Modellvorhaben dazu bei-
tragen, Verdichtungsräume zu ordnen und Ent-
wicklungshemmnisse, die sich aus einer veralte-
ten, den Bedürfnissen von morgen nicht mehr 
entsprechenden städtebaulichen Struktur erge-
ben, zu beseitigen. 

Das Bundesbaugesetz von 1960 sieht vor, daß 
die Gemeinden bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne die Nachbargemeinden sowie die öffent-
lichen Planungsträger beteiligen sollen. Unter 
bestimmten Voraussetzungen sollen für benach-
barte Gemeinden gemeinsame Flächennutzungs-
pläne aufgestellt werden. In jedem Falle hat die 
Bauleitplanung die Gesichtspunkte zu berück-
sichtigen, die sich aus dem größeren Raum 
zwangsläufig für sie ergeben. Dadurch wird die 
Einordnung der städtebaulichen Planung in die 
landesplanerische Konzeption des größeren Rau-
mes hergestellt. Um übergemeindliche Aufgaben 
besser lösen zu können, haben sich bereits 
zahlreiche Gemeinden zu Planungsverbänden 
nach § 4 Bundesbaugesetz zusammengeschlossen. 

Auch der 1920 gebildete Siedlungsverband Ruhr-
kohlenbezirk, dem 18 kreisfreie Städte und 9 
Landkreise als Mitglieder angehören, ist nicht 
nur für die landes- und regionalplanerischen 
Aufgaben zuständig, die sich aus der Ballung 
des Ruhrgebietes ergeben. Darüber hinaus oblie

-

gen ihm auch städtebauliche Zuständigkeiten, vor 
allem im überörtlichen Bereich. 

Zur besseren Lösung ihrer aus der räumlichen 
Verdichtung erwachsenden Aufgaben und im 
Interesse einer geordneten Entwicklung ihres 
Umlandes ist die Landeshauptstadt Hannover mit 
den Gemeinden ihres Einzugsbereiches durch ein 
besonderes Landesgesetz zu einem "Verband Groß-
raum Hannover" zusammengeschlossen worden. 
Nach § 8 dieses am 1. Januar 1963 in Kraft getre-
tenen Gesetzes haben alle Verbandsmitglieder 
ihre Flächennutzungspläne im Benehmen mit 
dem Verband aufzustellen. Auf diese Weise wer-
den die landesplanerischen, regionalplanerischen 
und landespflegerischen Ziele in den Bauleitplä-
nen berücksichtigt. Zum Verbandsgebiet gehören 
neben der Stadt Hannover rund 210 Gemeinden 
mit etwa 450 000 Einwohnern. 

Das Raumordnungsgesetz des Bundes bestimmt, 
daß die Gesundung von Verdichtungsgebieten 
mit unausgewogener Wirtschafts- und Sozial-
struktur und ungünstigen Arbeits- und Lebens-
bedingungen u. a. durch die Entwicklung von 
Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeutung zu 
Entlastungsorten in angemessener Entfernung 
von den Verdichtungsräumen gefördert werden 
soll. 

Dieser Bestimmung entspricht der  Entwurf 
des Städtebauförderungsgesetzes (Drucksache 
IV/3491),  der unter anderem vorsieht, daß neben 
der Entwicklung vorhandener Gemeinden zu Or-
ten wesentlich größeren Umfanges der Bau neuer 
Städte, aber auch die Errichtung neuer größerer 
Ortsteile, die von den städtebaulichen Grundsät-
zen der Überschaubarkeit und der Trennung der 
einzelnen Funktionsbereiche bestimmt werden, 
gefördert wird. Die städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahmen sind in die regionale Planung 
und in die Raumordnung einzuordnen. 

Die Bundesregierung fördert seit Jahren im 
Rahmen eines Versuchs- und Vergleichs- sowie 
Demonstrativbauprogramms den Bau größerer 
geschlossener Wohnanlagen unter den gleichen 
Erfordernissen, wie sie für die Studien- und 
Modellvorhaben zur Erneuerung von Städten 
und Dörfern gelten. Dabei kann es sich um eine 
Stadterweiterung, um Entwicklungsorte, um 
Neugründungen zur Entlastung von Verdich-
tungsräumen oder zur Strukturverbesserung in 
zurückgebliebenen Gebieten handeln. Raumord-
nerische Untersuchungen über die Beziehungen 
zum Umland, zu den Arbeitsstätten und den 
Erholungsgebieten gehen in der Regel der Pla-
nung voraus. Bisher sind rund 80 Demonstrativ-
bauvorhaben durchgeführt worden, oder in der 
Planung oder Durchführung (zum Beispiel: Senne-
stadt, Wulfen, Überherrn, Harksheide, Königs-
brunn, Schwarzenbek, Nürnberg-Langwasser, 
München-Fürstenried, Hamburg-Lurup). 

Bei der städtebaulichen Entwicklung in der Nach-
kriegszeit ist eine Tendenz erkennbar, neue 
Siedlungsschwerpunkte zu schaffen. Mit der zu-
nehmenden räumlichen Trennung von den vor- 
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Wasserversorgungswirtschaft, die über die Gren-
zen der Bundesländer hinausgeht. 

c) Der steigende Bedarf an Trink- und Betriebs-
wasser kann zukünftig nicht mehr in gleichem 
Maße wie bisher aus dem Grundwasser gedeckt 
werden. Die Verwendung von Oberflächenwas-
ser macht eine besonders sorgfältige Reinigung 
des anfallenden Abwassers notwendig. Die dem 
Vorfluter zuzuleitende Abwassermenge soll in 
einem tragbaren Verhältnis zum Wasserabfluß 
im Vorfluter stehen. Die Massierung von Indu-
striebetrieben auf engem Raum ist jedoch viel-
fach schon soweit fortgeschritten; daß in zahl-
reichen Vorflutern nur durch äußerst hohe An-
forderungen an die Abwasserreinigung noch 
einigermaßen befriedigende Verhältnisse ge-
schaffen werden können. Da zu Beginn der 
industriellen Entwicklung die Zusammenhänge 
zwischen Raumstruktur und Gewässerschutz nur 
in den seltensten Fällen berücksichtigt wurden, 
ist heute in der Abwasserreinigung, sowohl im 
kommunalen als auch im industriellen Bereich, 
viel nachzuholen. Bei der ständig fortschreiten-
den Entwicklung gilt es darüber hinaus, die zu-
künftigen Erfordernisse zu beachten. 

Als Beispiel für eine frühzeitige Vorsorge sind 
die großen Wasserverbände im Verdichtungs-
raum des Ruhrgebietes zu nennen, die bereits 
vor Jahrzehnten geschaffen wurden, um die 
vielfältigen Ansprüche an das Wasser aufeinan-
der abzustimmen. So wie diese ihre Maßnah-
men mit den Vorstellungen anderer Fachsparten 
und Interessengruppen koordiniert haben, wer-
den zukünftig auch die Belange der Raumord-
nung und der Wasserwirtschaft miteinander in 
Einklang zu bringen sein. 

Beim Abwägen verschiedener Interessen im Rah-
men der Raumordnung sind zur Wahrung der 
Belange des Gewässerschutzes folgende Grund-
sätze zu beachten: 

— Für jede kommunale oder industrielle Was-
sernutzung muß rechtzeitig eine einwand-
freie Abwasserreinigung sichergestellt sein. 

— Der Standort abwasserintensiver Baumaß-
nahmen muß so ausgewählt werden, daß der 
Wasserhaushalt weder in qualitativer noch in 
quantitativer Hinsicht gefährdet wird. 

— Die Kosten der Abwasserreinigung sind Be-
standteil der Produktionskosten der gewerb-
lichen Wirtschaft oder der Lebenshaltungs-
kosten der Bevölkerung. Es ist daher not-
wendig, bei allen Wasserverbrauchern das 
Verständnis dafür zu wecken, daß der Ver-
brauch von Wasser gleichzeitig mit propor-
tionalen Kosten der Abwasserreinigung ver-
bunden ist. 

Der Bau von Kläranlagen durch Abwasserver-
bände, Gemeinden und Industrie wurde mit zins-
günstigen ERP-Krediten gefördert. So wurden 
in den letzten 4 Jahren als Spitzenfinanzierung 
von Kläranlagen gewährt: 

Förderung des Baues von Kläranlagen 

Jahr 

Anzahl 
der 

Bauvor

-

haben 
bzw. 

Kredit-
anträge 

Summe 
der be

-

antrag

-

ten 
Kredite 

Ge

-

währte 
Kredite 

Nicht gefördert 
werden konnten   

Millionen DM  in % 

1 2 3 4 5 6 

1963 195 100 75 25 25 

1964 199 94 65 29 31 

1965 225 110 75 35 32 

1966 262 137 60 77 56 

Diese Übersicht zeigt, daß seit 1963 der nicht 
geförderte Anteil der beantragten Kreditsumme 
ständig ansteigt. Da ausreichende und der Finanz-
kraft der Bauträger entsprechende konditions-
günstige Kreditmittel fehlen, kann der Bau zahl-
reicher Kläranlagen nicht begonnen werden, oder 
wird stark verzögert. 

Für den Bau industrieller Abwasserreinigungsan-
lagen gewährt der Bund Bürgschaften und 
Steuervergünstigungen. Der im Jahre 1965 ein-
gerichtete Bürgschaftsplafond in Höhe von 
50 Millionen DM ist zur Zeit mit rund 29 Mil-
lionen DM ausgenutzt. 

Gemäß § 51 Einkommensteuergesetz in Verbin-
dung mit § 79 EStDV können für Abwasserreini-
gungsanlagen Sonderabschreibungen bean-
sprucht werden. Den bei den Finanzämtern ge-
stellten Anträgen auf Anerkennung der Steuer-
begünstigung kann entnommen werden, daß von 
dieser seit 1955 eröffneten Möglichkeit 'der 
Finanzierung von der Industrie in verstärktem 
Maße Gebrauch gemacht wird. Eine an das Bau-
volumen angepaßte vermehrte Förderung von 
Abwasseranlagen könnte dazu beitragen, den 
Zustand der Gewässer nachhaltig zu verbessern. 

d) Eine Auswertung der letzten Bundesstatistik 
vom Jahre 1961 über die Beseitigung fester 
Müll - und Abfallstoffe läßt bei der weiteren Ent-
wicklung die Annahme gerechtfertigt erscheinen, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland die Ge-
samtmenge der Abfallstoffe im Jahre 1966 mehr 
als 100 Millionen m3  betragen wird und weiter-
hin rasch steigt. 

Die Beseitigung dieser Mengen von Abfallstof-
fen erfolgte bisher ganz überwiegend (97 %) 
durch ungeordnete Ablagerung im Gelände ohne 
besondere Vorsichtsmaßnahmen. Diese Beseiti-
gungsart hat zu erheblichen Mißständen geführt, 
die vordringlich und grundlegend behoben wer-
den müssen. 

Die Lagerung von Abfallstoffen benötigt erheb-
liche Geländeflächen. Hierbei ist zusätzlich zu 
berücksichtigen, daß durch Auswirkungen, vor 
allem bei nicht sachgerechter Ablagerung, auch 
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nicht, den Lärm an der Quelle auf ein gesundheit-
lich zuträgliches Maß herabzusetzen. 

Wesentliche Voraussetzung für Lärmschutzvor-
sorge im Rahmen der Raumordnung sind einheitliche 
Beurteilungsmaßstäbe über die Wirkung des Lärms 
auf den Menschen, die Bewertung intermittierenden 
Lärms und die Ausbreitungsbedingungen von Geräu-
schen bestimmter Lärmquellen. Forschungsaufträge 
des Bundesministeriums für Gesundheitswesen und 
anderer fachlich zuständiger Bundesministerien 
haben hierüber zu Erkenntnissen geführt, die ent-
weder unmittelbar für die Raumordnung verwert-
bar sind oder Grundlage gesetzlicher Lärmschutz-
regelungen sein können. 

Von besonderer Bedeutung ist ein im Auftrag des 
Bundesministers für Gesundheitswesen erstattetes 
wissenschaftliches Gutachten für die Messung und 
Bewertung von Fluglärm in der Umgebung von 
Flugplätzen. Die in dem Gutachten vorgeschlagenen 
Immissionswerte für die Berücksichtigung bei der 
Raumplanung und die entwickelte Methode zur Er-
mittlung der in einem Störindex ausgedrückten 
Lärmbelastung geben einheitliche Beurteilungsmaß-
stäbe für den Umfang von Lärmschutzzonen und ha-
ben grundsätzliche Bedeutung für die Lärmschutz-
gesetzgebung. Die hiermit verfolgten Ziele sind für 
die Raumordnung und für die städtebauliche Ent-
wicklung im Bereich der Flughäfen von erheblicher 
Bedeutung. Die damit verbundenen Fragen bereiten 
erhebliche rechtliche und praktische Schwierigkei-
ten, deren Lösung zur Zeit noch beraten wird. 

Weitere von der Bundesregierung geförderte 
wissenschaftliche Untersuchungen dienen dazu, den 
Lärmschutz bei der Planung von Verkehrswegen 
zu berücksichtigen. Insbesondere die Erkenntnisse 
über die Ausbreitung der vom Straßenverkehr aus-
gehenden Geräusche bei Straßenführungen in Hang-
und in Tallagen, bei aufgeständerten Straßen und 
bei Straßenführungen im Einschnitt geben wichtige 
Hinweise für die Verhütung von Lärmbelästigun-
gen bei der Verkehrsplanung. 

III. Ländliche Räume 
und zurückgebliebene Gebiete 

1. Beschreibung und Abgrenzung 

Das Raumordnungsgesetz definiert den Begriff 
„ländliche Gebiete" nicht. Es schreibt jedoch vor, 
daß „für ländliche Gebiete eine ausreichende Be-
völkerungsdichte und eine angemessene wirtschaft

-l

iche Leistungsfähigkeit sowie ausreichende Er-
werbsmöglichkeiten, auch außerhalb der Land- und 
Forstwirtschaft, anzustreben" sind. 

Als ländliche Räume werden in der Regel Gebiete 
bezeichnet, in denen die Land- und Forstwirtschaft 
die Bodennutzung und die Siedlung vorherrschend 
bestimmt. Bisher gibt es keine bundeseinheitliche 
Abgrenzung dieser Räume. Eine solche Abgrenzung 
müßte quantitative und qualitative Merkmale be-
rücksichtigen. Sie bereitet aber besondere Schwierig-
keiten, weil die Übergänge von Räumen der flächen-
haften Verdichtung zu den ländlichen Räumen flie-
ßend und von vielen Faktoren, insbesondere ökono-
mischer, verkehrlicher und soziologischer Art abhän-
gen. Auch muß eine solche Abgrenzung die histo-
rischen, kommunalen, topographischen und natür-
lichen Gegebenheiten berücksichtigen. 

Wenn auch eine genaue Abgrenzung der länd-
lichen Räume wegen der besonderen Schwierigkeiten 
noch nicht erarbeitet ist, erscheint es doch sinnvoll, 
die ungefähren Größenordnungen darzustellen. Das 
kann geschehen, indem man den städtischen Raum-
anteil des Bundesgebietes den übrigen Räumen ge-
genüberstellt. Zum städtischen Raumanteil können 
2338 Gemeinden (33 553 qkm) mit einer Bevölkerung 
von 33,6 Millionen Einwohnern gerechnet werden. 
Dabei sind die 68 Stadtregionen nach der Neuabgren-
zung durch die Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung abzüglich der mehr ländlich struk-
turierten Randzonengemeinden zugrunde gelegt und 
die außerhalb der Stadtregionen gelegenen Gemein-
den mit 20 000 und mehr Einwohnern hinzugerechnet 
worden. Diese statistische Zusammenstellung kann 
lediglich einen Überblick über die Raumstruktur des 

Städtischer Raumanteil im Bundesgebiet 

Anzahl 
der Ge

-

meinden 

Bevölkerung 

6.6.1961 31.12.1964 
 

Bevölke

-

rungs

-

zunahme 
 

in 1000 	v. H. in 1000 	v. H. in v. H. 

Städtischer Raumanteil 	 2 338 32 162 	59,6 33 583 	59,6 4,4 

Übriges Bundesgebiet 	 22 164 21 815 	40,4 22 804 	40,4 4,5 

darunter: 

Gemeinden von 3000 bis unter 20 000 Einwohner (1 401) (8 644) 	(16,0) (9 190) 	(16,3) (6,3) 

Bundesgebiet (ohne Berlin) 	 24 502 53 977 	100,0 56 387 	100,0 4,5 
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Bei dieser Gliederung sind die besonderen struk-
turellen Verhältnisse des Saarlandes besonders be-
rücksichtigt. So fehlt der ländliche Mittelpunktsort 
mit hoher Zentralität, weil die in geringem Umfang 
vorhandenen ländlichen Räume im Saarland gar 
keinen Zentralort mit hoher Zentralität zu tragen 
vermögen. Eine Festlegung der zentralen Orte der 
verschiedenen Stufen ist noch nicht erfolgt. Die Klä-
rung verschiedener methodischer Fragen steht noch 
aus. 

h) Schleswig-Holstein 

In Schleswig-Holstein ist eine Gliederung der zen-
tralen Orte in 4 Kategorien vorgesehen. (Vgl. Ta-
belle „ Stufen und Anzahl der zentralen Orte von 
Schleswig-Holstein".) 
Schleswig-Holstein hat danach 130 zentrale Orte in 
den Kategorien I bis IV. Einschließlich der 22 Stadt-
gemeinden über 3000 Einwohner, die zu den Sied-
lungsgebieten der Ober- bzw. Mittelzentren gehören, 
umfassen sie 1965 72,1 % der gesamten Bevölke-
rung von Schleswig-Holstein. Dieser Anteil wächst 
Jahr um Jahr; der Wanderungsgewinn des Landes 
Schleswig-Holstein konzentriert sich vorwiegend in 
den zentralen Orten. 

Im einzelnen werden folgende Ziele angestrebt: 

Mittelpunktgemeinden 
(Zentrale Orte IV. Ordnung) 

Die Entwicklung von ländlichen Mittelpunktge-
meinden ist die Voraussetzung für eine gesunde 
Raumstruktur in ländlichen und zurückgebliebenen 
Gebieten. Je nach den besonderen regionalen Ver-
hältnissen wird in den Mittelpunktgemeinden eine 
Zahl von 2000 bis 6000 Einwohnern angestrebt. Die 
Mittelpunktgemeinden sollen so verteilt sein, daß 
jede von mehreren Gemeinden umgeben wird, die 
den Nahversorgungsbereich bilden. Die Nahversor-
gungsbereiche sollen mit der Mittelpunktgemeinde 
zusammen etwa 6000 bis 10 000 Einwohner haben. 
Es ist dabei das wichtigste Entwicklungsziel, die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit öffentlichen und 
privatwirtschaftlichen Leistungen in allen Teilen des 
Landes möglichst gleichmäßig zu sichern. Mittel-
punktgemeinden sollten regelmäßig für ihren Ein

-

zugsbereich Standort der überörtlichen Verwaltung 
(Amtsverwaltung) sein. Sie sollten über ein gut aus-
gebildetes Schulwesen verfügen. Dazu sollten wei-
tere Einrichtungen der Volksbildung, der Sozial- und 
Jugendhilfe, Erholungs-, Spiel- und Sportanlagen, 
Anschlüsse an das überörtliche Verkehrsnetz, Nie-
derlassung öffentlicher Kreditinstitute angestrebt 
werden. Das gleiche gilt für die Zusammenfassung 
von sozialen Einrichtungen (Sozialzentrum). Hinzu 
tritt ferner die Förderung von Einrichtungen und Be-
trieben des privaten Versorgungsbereichs. 

Unterzentren 
(Zentrale Orte III. Ordnung) 

In ihrer Raumfunktion bilden die zentralen Orte 
dieser Stufe nicht nur ein Zentrum für ihre eigenen 
Nahversorgungsbereiche, die denen der Mittelpunkt

-

gemeinden vergleichbar sind, sondern sie sind in der 
Regel bereits ein übergeordnetes Zentrum für meh-
rere Mittelpunktgemeinden und ihre Nahbereiche. 
Oft unterscheiden sie sich nur graduell von den Mit-
telpunktgemeinden; dann wird die Versorgung der 
Nahbereiche auch bei ihnen weiterhin im Vorder-
grund stehen. In der Ausstattung mit öffentlichen 
Versorgungsleistungen sollte sich schon eine Steige-
rung gegenüber den Mittelpunktgemeinden abzeich-
nen. 

Diese Vorstellungen sind in Schleswig-Holstein 
als Diskussionsgrundlage veröffentlicht worden. Im 
Einzelfall sind jedoch gerade bei der untersten Stufe 
der zentralen Orte im Hinblick auf die tatsächlich 
vorhandene starke Streuung von zentralen Einrich-
tungen noch Verbesserungen möglich, die noch ab-
gestimmt werden müssen. 

Als erster Schritt zur Verwirklichung des Planes 
ist die Bildung eines Investitionsfonds im Rahmen 
des kommunalen Finanzausgleichs anzusehen. Ge-
fördert wird die Verbesserung der Infrastruktur bei 
den zentralen Orten der unteren Stufen. Hierbei 
sind aus den ländlichen Mittelpunktgemeinden und 
Unterzentren insgesamt 31 Orte ausgewählt, auf die 
zunächst die Strukturförderung konzentriert werden 
soll. Mit der Bestimmung zur ländlichen Mittelpunkt

-

gemeinde im Sinne des Finanzausgleichsgesetzes 
erwächst den Gemeinden kein Anspruch auf auto-
matische Förderung; eine Hilfe aus dem Investi- 

Stufen und Anzahl der zentralen Orte in Schleswig-Holstein 

Stufe 	Anzahl der Einwohner 	Anzahl 	Beispiele 

I. Ordnung (Oberzentren) 	 Über 100 000 Einwohner im Zen- Kiel, Lübeck, Neumünster, 
tralitätsbereich 4 Flensburg 

II. Ordnung (Mittelzentren) . mit über 20 000 bis 100 000 Ein- Husum, Schleswig, Rends- 
wohner im Zentralitätsbereich 14 burg-Budelsdorf, Itzehoe u. a. 

III. Ordnung (Unterzentren) . mit über 10 000 bis 20 000 Einwoh- Niebüll, Marne, Bad Bram- 
ner im Zentralitätsbereich 35 stedt, 	Trittau, 	Lauenburg, 

Ratzeburg u. a. 

IV. Ordnung (ländliche Mit- mit über 5000 bis 10 000 Einwohner Büchen, Hohenwestedt, Len- 
telpunktgemeinden) 	 im Zentralitätsbereich (Nahversor- sahn, Leck, Schönberg u. a. 

gungsbereich) 77 
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Dazu kommt im Zeitraum von 1963 bis 1965 die 
Zinsverbilligung für rund 1 Milliarde DM Kapital-
marktmittel um 4 % auf 3,0 bis 3,5 %. 

Die Förderung des Wirtschaftswegebaues als Teil-
maßnahme der Agrarstrukturverbesserung dient 
den landwirtschaftlichen Betrieben selbst. Aber auch 
für den nichtlandwirtschaftlichen Teil der Bevölke-
rung bringt ein gut ausgebautes Wirtschaftswege-
netz Vorteile. Der Bund stellte hierfür (außerhalb 
von Flurbereinigungsverfahren) in den Jahren 1963 
bis 1965 rund 346 Millionen DM bereit. 

Die veränderten Produktionsbedingungen, die Zu-
nahme der Brachflächen in verschiedenen Gebieten 
und anderes erfordern die Aufforstung von Grenz-
ertragsböden. Durch diese Maßnahmen kann dazu 
beigetragen werden, eine Verwahrlosung dieser 
Flächen zu vermeiden und die Ertragsfähigkeit der 
Land- und Forstwirtschaft zu steigern. Das gilt auch 
für 'die Umwandlung von Niederwald in Hochwald. 
Im Zeitraum von 1963 bis 1965 wurden diese Maß-
nahmen mit rund 30 Millionen DM durch den Bund 
gefördert. 

Erhebliche Auswirkungen auf die Raumstruktur 
zeigen die wasserwirtschaftlichen und kulturtech-
nischen Maßnahmen mit übergebietlicher Bedeu-
tung im Binnenland. Es handelt sich dabei unter 
anderem um den Ausbau von Flußsystemen, den 
Bau von Talsperren und Rückhaltebecken, die För-
derung der Be- und Entwässerung. Bevorzugt wer-
den bei diesen Maßnahmen die zurückgebliebenen 
Gebiete, die in der Regel auch in ihren Boden-, 
Klima- und Standortverhältnissen benachteiligt sind. 
In den Jahren 1964 bis 1966 hat der Bund für diese 
Zwecke Zuschüsse von insgesamt rund 154 Mil-
lionen DM, davon etwa 1,5 Millionen DM für For-
schungsarbeiten, bereitgestellt. Hinzu kommen noch 
cirka 40 Millionen DM zinsverbilligte Darlehen, die 
in den Jahren 1964 und 1965 über die Landwirt-
schaftliche Rentenbank und die Deutsche Girozen-
trale zentral bereitgestellt wurden, sowie 3,5 Mil-
lionen DM Zinszuschüsse zur Verbilligung von Ban-
kendarlehen in Höhe von etwa 98 Millionen DM, 
die in denselben beiden Jahren von den Bauträgern 
(Verbänden) neu aufgenommen wurden. 

Mit der Emsland-Erschließung, dem Programm 
Nord, dem Küstenplan und dem Alpenplan sollen 
in diesen Gebieten, in denen die Lebensbedingun-
gen der Bevölkerung in ihrer Gesamtheit im Ver-
hältnis zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurück-
geblieben sind, die allgemeinen wirtschaftlichen, 
kulturellen und sozialen Verhältnisse verbessert 
werden. Bei der Aufstellung der Entwicklungsziele 
für die einzelnen Räume ist von den jeweils beste-
henden besonderen Verhältnissen ausgegangen 
worden. 

Bei einem Teil dieser Sonderprogramme beteiligt 
sich der Bund 'aus übergeordneten Gesichtspunkten 
unmittelbar an der Planung und Lenkung der Ar-
beiten. 

In den Jahren 1964 bis 1966 hat  der Bund für die 
Durchführung dieser 4 Programme folgende Beträge 
bereitgestellt: 

Ausgewählte Regionalprogramme des Bundes 
von 1964 bis 1966 

1. Erschließung des Emslandes 	98 250 000 DM 

2. Programm Nord 	 87 300 000 DM 

3. Küstenplan: 
Niedersachsen 	 111 100 000 DM 
Bremen  	1 950 000 DM 
Schleswig-Holstein 	 42 700 000 DM  

4. Alpenplan 	 29 400 000 DM 

370 700 000 DM. 

Damit konnten in den Jahren 1964 bis 1966 Arbei-
ten im Kostenumfang von mehr als 700 Millionen 
DM ausgeführt werden. 

Beim Emsland-Programm und beim Programm 
Nord standen in den Anfangsjahren unter andern 
wasserwirtschaftliche, kulturtechnische und agrar-
strukturelle Teilmaßnahmen sowie die Ansiedlung 
von Heimatvertriebenen im Vordergrund. In den 
ersten zehn Jahren der Emsland-Erschließung wur-
den zum Beispiel etwa 1200 neue Vollbauernstelien 
und 110 Gartenbaubetriebe geschaffen, in denen 
eine große Zahl Heimatvertriebener angesiedelt 
wurden. In zunehmendem Maße werden jedoch auch 
andere Maßnahmen gefördert, wie zum Beispiel die 
Ansiedlung von Industrie und Handwerk. So wur-
den beispielsweise im Emsland die Ansiedlung von 
86 gewerblichen Betrieben (mit mehr als 10 Be-
schäftigten je  Betrieb) gefördert. 

Auf den Erfahrungen der großen Sturmflut vom 
16./17. Februar 1962 aufbauend haben die Küsten-
länder Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen und 
Niedersachsen neue Generalpläne aufgestellt, um 
die Sicherheit durch die Küstenbefestigungswerke 
zu erhöhen. Nach diesen Plänen wird der Küsten-
schutz von den vier Küstenländern systematisch 
weitergeführt. In den Jahren 1964 bis 1966 hat der 
Bund für diesen Zweck Zuschüsse in Höhe von 
424 Millionen DM bereitgestellt. 

Die Förderungsrichtlinien des Bundes im Bereich 
der Land- und Forstwirtschaft sehen generell vor, 
daß bei der Auswahl der zu fördernden Objekte die 
durch Boden-, Klima- und Standortverhältnisse be-
nachteiligten Gebiete in der vom Bundesministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
festgelegten Abgrenzungen zu bevorzugen sind. Die 
Festlegung von Prioritäten für bestimmte Gebiete 
bei der Förderung entspricht den Bestimmungen des 
Raumordnungsgesetzes. Diese bevorzugte Berück-
sichtigung wirkt sich sowohl in der Anzahl der zu 
fördernden Vorhaben als auch bei der Höhe der 
Bundesbeihilfen aus. So kann zum Beispiel der Bun-
deszuschuß in solchen Gebieten um bis zu 15 % 
höher als sonst üblich angesetzt werden. Ein Vor-
rang ist auch den Gemeinden eingeräumt, deren 
Steueraufkommen im wesentlichen auf der Grund-
steuer A beruht und die dadurch in ihrer Finanz-
kraft sehr beeinträchtigt sind. Bei den Förderungs-
maßnahmen des Bundes im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft ist erkennbar, daß sie maßgeblich 
mit dazu beitragen, die Bestimmungen des Raum-
ordnungsgesetzes zu verwirklichen. 
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7. Landschaft, natürliche Hilfsquellen 

Die zunehmende Beanspruchung ,der Landschaft 
und der natürlichen Hilfsquellen und die dadurch 
eingetretenen Zustände und möglichen Folgen sind 
im Raumordnungsbericht 1963 (Drucksache 1V/1492, 
S. 27) eingehend dargestellt. Das Raumordnungs-
gesetz bestimmt 'deshalb in der Generalklausel des 
§ 1, daß unter anderem auch die natürlichen Gege-
benheiten zu beachten sind. Nach den Grundsätzen 
des § 2 soll die Landschaft einschließlich des Wal-
des erhalten, geschützt und gepflegt werden. Für die 
Landschaft bedeutsam sind auch jene Bestimmun-
gen des Gesetzes, nach denen die räumlichen Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen und zu sichern sind, 
daß die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung 
als wesentlicher Produktionszweig der Gesamtwirt-
schaft erhalten bleibt, die Landeskultur gefördert 
wird und für die land- und forstwirtschaftliche Nut-
zung gut geeignete Böden nur in dem unbedingt 
erforderlichen Umfang für andere Nutzungsarten 
vorzusehen sind. 

Diese Bestimmungen lassen erkennen, daß der 
Naturschutz mit seinen Möglichkeiten des Bewah-
rens allein nicht mehr ausreicht. Als Ergänzung ist 
es vielmehr erforderlich, daß die Landschaftspflege 
aktiv zur Entwicklung, Um- und Neugestaltung des 
ländlichen Raumes und der zurückgebliebenen Ge-
biete beiträgt. Denn nicht nur die soziologischen 
Strukturen im ländlichen Raum ändern sich; mit 
ihnen ist auch die Landschaft selbst einem raschen 
Wandel unterworfen. Auch beanspruchen neue land-
wirtschaftliche Produktionsmethoden, Wassergewin-
nung, Abbau von Bodenschätzen, Siedlung, Verkehr 
usw. die Landschaft zunehmend. Schließlich müssen 
hier noch die wachsenden Aufgaben des ländlichen 
Raumes, zum Beispiel bei der Wasserversorgung 
und der Erholung, für immer größer werdende Ein-
zugsbereiche bedacht werden. 

Diese starke Dynamik in  der Landschaft erfordert 
eine eingehende Bestandsaufnahme und Beurtei-
lung. Es genügt heute nicht mehr, allein den Aus-
gleich der Interessen anzustreben. Es wird vielmehr 
immer notwendiger zu ermitteln, welche Auswir-
kungen von Eingriffen oder Planungen auf die 
Landschaft zu erwarten sind. Die Kenntnis der Trag-
fähigkeit einer Landschaft wird immer wichtiger. 
Erst wenn diese Tragfähigkeit den sozioökonomi-
schen Vorstellungen gegenübergestellt wird, läßt 
sich das im Raum Mögliche für die Planung aus-
reichend erkennen. 

Die erforderliche Landschaftsbeurteilung und die 
daraus abzuleitenden Entwicklungsvorstellungen 
sind Grundlagenmaterial für die anderen Planun-
gen. Geeignetes Darstellungsmittel hierzu ist der 
Landschaftsplan. Er hat keine selbständige gesetz-
liche Grundlage, so daß er nicht als eigenständiger 
Plan, sondern als integrierender Bestandteil rechts-
wirksamer Pläne seine Verbindlichkeit erhält. Als 
Rechtsinstrument ist er nach dem gegenwärtigen 
Stand nur im Flurbereinigungsgesetz vom 14. Juli 
1953 und im rheinland-pfälzischen Gesetz für Raum-
ordnung und Landesplanung vom 14. Juni 1966 ge-
regelt. 

Die begrenzte Fläche und die vielen auf sie ge-
richteten Interessen erfordern aber auch in Zukunft, 
daß der schützenswerte Bestand gesichert wird. Das 
gilt nicht zuletzt auch für die zur land- und forst-
wirtschaftlichen Nutzung gut geeigneten Böden, die 
durch vorausschauende Planung geschützt werden 
müssen. Im ländlichen Raum ist dies durch eine 
künftig bessere Aufteilung ,der Funktionen auf die 
einzelnen Siedlungen im Nahbereich und auf den 
zentralen Ort selbst möglich (Wohnen, Erholen, 
Arbeiten, Landbewirtschaften, Versorgen mit Gü-
tern und Dienstleistungen und andere). 

Grundlegende Vorstellungen für die Landschafts-
pflege und den Naturschutz enthalten die Forde-
rungen der Grünen Charta von der Mainau. 

Die Bundesregierung hat durch die Förderung der, 
Landschaftsplanung und der Einrichtung von Natur-
parken Initiativen entwickelt. (Vgl. hierzu die Aus-
führungen im Abschnitt E II 8). Beispiele für Land-
schaftsplanungen sind: Landschaftspläne für die 
Harburger Berge; für das mittlere Saartal, für das 
Härtsfeld/Schwäbische Alb, für die Bockholter 
Berge—Ems-Aue, für das Rheinische Braunkohlen-
gebiet sowie für 'den Naturpark Meißner—Kau-
fungerwald. 

8. Wasserwirtschaft 

Die natürlichen Hilfsquellen sind im ländlichen 
Raum und in den zurückgebliebenen Gebieten noch 
nicht so stark beansprucht wie in den Verdichtungs-
gebieten. Sie sind in jüngster Zeit aber auch hier 
in ihrem Bestand so gefährdet, daß in vielen Be-
reichen vorgesorgt werden muß. Dabei können sich 
widerstreitende Interessen dann ergeben, wenn in 
ländlichen Gebieten nutzbare Wasserreserven für 
die Versorgung von Mangelgebieten, vor allem 
in Verdichtungsräumen, erhalten oder erschlossen 
werden müssen. Die hierfür zu erlassenden Nut-
zungsbeschränkungen können für die Entwicklung 
der ländlichen Gebiete erschwerend wirken, etwa 
durch die Verhinderung von Industrieansiedlungen 
oder bei der Ausweisung von Wohngebieten. Des-
wegen ist gerade eine Abstimmung zwischen der 
Wasserwirtschaft und den Erfordernissen der Raum-
ordnung in den ländlichen und zurückgebliebenen 
Gebieten unabdingbar. 

Die vorausschauende Planung zur Erhaltung der 
natürlichen Hilfsquellen macht es notwendig, auch 
für die ländlichen und zurückgebliebenen Gebiete 
die gesetzlichen Grundlagen, die das Raumordnungs-
gesetz und das Wasserhaushaltsgesetz bieten, aus-
zuschöpfen. In diesem Abschnitt kam mehrfach zum 
Ausdruck, wie sehr die Verdichtungsräume auf die 
ländlichen und zurückgebliebenen Gebiete angewie-
sen sind. 

Grundwasservorräte im ländlichen Raum müssen 
geschützt werden, denn das Grundwasser kann sich 
nur dort erneuern, wo die Bodenoberfläche das 
Versickern des Niederschlagswassers erlaubt. Die 
Speicherung von Oberflächenwasser erfordert zu-
nehmend die Anlage von Talsperren. Für diese 
sollen entsprechende Flächen freigehalten werden. 
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Der Neubau von Eisenbahnstrecken in den länd-
lichen und zurückgebliebenen Gebieten ist in der 
Bundesrepublik Deutschland — wie überall in 
Europa — seit Jahrzehnten abgeschlossen. An 
der Verbindung dieser Räume mit den Bezugs- 
und Absatzzentren im In- und Ausland ist die 
Eisenbahn nach wie vor wesentlich beteiligt. Bei 
der Dichte des deutschen Eisenbahnnetzes wird 
nach den vorgesehenen Rationalisierungsmaß-
nahmen die Fernverkehrsbedienung des länd

-

lichen Raumes verbessert, vor allem wegen der 
Beschleunigung des Verkehrs und der Konzen-
tration auf leistungsfähige Knotenpunkte. Das 
verbleibende Eisenbahnnetz wird die ländlichen 
und zurückgebliebenen Gebiete künftig besser 
mit den Wirtschaftszentren verbinden. Auch die 
vorgesehene Modernisierung der Verkehrs-
bedienung (zum Beispiel Elektrifizierung, Einsatz 
von Diesellokomotiven, Modernisierung der Zen-
tralpunkte für die Zu- und Abfuhr) wird den 
ländlichen und zurückgebliebenen Gebieten zu-
gute kommen. 
So haben die Rationalisierungsmaßnahmen der 
Deutschen Bundesbahn bereits dazu geführt, daß 
etwa 6300 km, das sind rund 20 % des gesamten 
Streckennetzes, auf Dieselfahrzeuge umgestellt 
wurden. Ein Teil dieser Strecken liegt in den 
ländlichen und zurückgebliebenen Räumen. 
Auch der Neubau und Ausbau der Bundeswas-
serstraßen ist für die davon berührten ländlichen 
und zurückgebliebenen Gebiete von erheblicher 
Bedeutung. Die Wasserstraßen verbinden diese 
Räume mit ihren Bezugs- und Absatzgebieten, 
insbesondere mit den Seehäfen. Da sich die Pla-
nungen und Maßnahmen des Bundeswasserstra-
ßenbaues, soweit sie den ländlichen und zurück-
gebliebenen Gebieten zuzuordnen sind, nahezu 
ausschließlich auf das Zonenrandgebiet beziehen, 
sind sie dort im einzelnen dargestellt. 
Der besseren Verknüpfung der wirtschaftlich 
schwachen und verkehrsungünstig gelegenen 
Gebiete mit den nächsten wirtschaftlichen 
Schwerpunkten dient die Zubilligung soge-
nannter „angenommener Standorte" an Unter-
nehmer des gewerblichen Güterkraftverkehrs 
und des Werkverkehrs. Diese Regelung, die zu-
nächst nur für das Zonenrandgebiet und das 
nördliche Schleswig-Holstein galt, ist seit 1962 
erheblich erweitert worden. Sie erlaubt es den 
Lkw-Haltern dieser Gebiete, Straßentransporte 
zum nächsten Wirtschaftszentrum im „Nahver-
kehr" durchzuführen, auch wenn dieses Zentrum 
nach der allgemeinen Regelung nur im Fernver-
kehr erreichbar wäre. Das bedeutet für diese 
Verbindungen die Freistellung von der Kontin-
gentierung des Güterfernverkehrs, tarifliche Er-
mäßigungen und die Befreiung von der Beför-
derungssteuer. Von dieser Möglichkeit ist 'in 
unterschiedlichem Umfang Gebrauch gemacht 
worden; im Höchstfall wurde für 20 % aller 
Lastkraftwagen eines Regierungsbezirks ein „an-
genommener Standort" in Anspruch genommen. 

b) Nahverkehr: Eine den Zielen der Raumordnung 
entsprechende moderne Verkehrsbedienung 

innerhalb der ländlichen und zurückgebliebenen 
Gebiete soll bewirken, daß 

a) das Verkehrsaufkommen der  betreffenden 
 Räume auf bestmögliche Weise den Fernver-

kehrslinien zufließen kann und 

b) innerhalb dieser Räume der wachsende Ver-
kehrsbedarf sowohl bei der Beförderung von 
Menschen als auch von Gütern bestmöglich 
befriedigt wird. 

Die Ordnung und Entwicklung der ländlichen 
und zurückgebliebenen Gebiete, insbesondere 
die  schwerpunktmäßige Förderung 'der zentralen 
Orte mit ihrer Konzentration von öffentlichen 
und privaten Einrichtungen, bewirkt einen zu-
sätzlichen Bedarf an Nahverkehrsleistungen 
innerhalb dieser Räume. Im Bereich der zentra-
len Orte entsteht ein Verkehrsbedarf, der seiner 
Qualität — wenn auch nicht seinem Umfang — 
nach mit dem Bedarf im Einzugsbereich der gro-
ßen Städte vergleichbar ist. Es ist notwendig, die 
Verkehrsbedienung in  der  Fläche der zu erwar-
tenden Bedarfssteigerung anzupassen. Insbeson-
dere muß der öffentliche Personennahverkehr, 
vor allem der Berufs-, Schüler-, Einkaufs- und 
Geschäftsverkehr zu den zentralen Orten ver-
bessert werden. 

Das Zusammentreffen dieser Notwendigkeit zur 
Verkehrsverbesserung mit dem Zwang, das Netz 
der Deutschen Bundesbahn durch Stillegungen 
gerade auch in den ländlichen und zurückgeblie-
benen Gebieten den Struktur- und Marktver-
änderungen anzupassen, stellt die Verkehrs-
politik vor wichtige Aufgaben. 

In dem Verkehrspolitischen Programm für die 
5. Legislaturperiode ist dementsprechend vorge-
sehen, zu prüfen, inwieweit das Leistungsangebot 
der Deutschen Bundesbahn im Sinne eines volks-
wirtschaftlich optimalen Flächenverkehrs durch 
das Leistungsangebot anderer Verkehrsmittel zu 
ergänzen oder abzulösen ist. Dabei soll unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte der Raum-
ordnung die Verkehrsbedienung, insbesondere 
in den wirtschaftlich schwachen und verkehrs-
ungüstig gelegenen Gebieten, verbessert wer

-

den. 

Das Stillegungsverfahren für die verlustbringen-
den Bundesbahnstrecken richtet sich zur Zeit 
noch ausschließlich nach dem Bundesbahngesetz. 
Der auf Grund des Verkehrspolitischen Pro-
gramms für die 5. Legislaturperiode von der 
Bundesregierung verabschiedete Entwurf eines 
Bundesbahn-Anpassungsgesetzes sieht die Still-
legung oder Einschränkung der unwirtschaft-
lichen Dienste der Deutschen Bundesbahn inner-
halb von fünf Jahren vor. Dabei soll die Strek-
kenstillegung in drei Stufenplänen durchgeführt 
werden. Der Entwurf enthält folgende für die 
ländlichen und zurückgebliebenen Gebiete wich-
tigen Bestimmungen: 

„Bei Maßnahmen nach Absatz 1 (Stillegung 
oder Einschränkung) sind die Verkehrsbe

-

dürfnisse, insbesondere der wirtschaftlich 
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vorhanden in Aussicht genommen 

Hessen 

Regionale Planungsgemeinschaft 
Untermain 

Kommunale Arbeitsgemeinschaft 
Rhein-Neckar-GmbH (soweit ihr Planungsgebiet zu 
Hessen gehört) 

Hessischer Teil des Planungsraumes Wiesbaden-
Mainz 

Oberhessen (allgemeine Planungsgemeinschaft) 

Lahn-Dill-Gebiet (allgemeine Planungsgemeinschaft) 

Raum Kassel 

Raum Frankenberg-Waldeck 

Raum Schwalm (regionalplanerische Arbeitsgemein-
schaft) 

Osthessen (allgemeine Planungsgemeinschaft) 

Niedersachsen 

Verband Großraum Hannover 

Nordrhein-Westfalen 

Landesplanungsgemeinschaft Rheinland 
Landesplanungsgemeinschaft Westfalen 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 

Rheinland-Pfalz 

(noch nicht in Planungsgemeinschaften 
14. Juni 1966, in Kraft getreten 

nach dem Landesplanungsgesetz vom 
am 1. Juli 1966, übergeleitet) 

Planungsgemeinschaften: 

Westerwald 

Mittelrhein 

Planungsgemeinschaften: 

Rheinhessen (zugleich als rheinland-pfälzischer 
Teil für den Planungsraum im Gebiet der Main-
mündung) 

Hunsrück-Mosel 

Zweckverband Westeifel 

Trierer Raum 

Nahe 

Vorderpfalz Vorderpfalz (vgl. Spalte 1), (zugleich als rhein-
land-pfälzischer Teil im Planungsraum Rhein

-

Neckar vorgesehen) 

Mittelpfalz 

Südwestpfalz 

Südpfalz 

der grenzüberschreitenden kommunalen Arbeitsge-
meinschaft Rhein-Neckar-GmbH gehören auf rhein-
land-pfälzischer Seite an: 

die der Planungsgemeinschaft Vorderpfalz angehö-
renden Gebietskörperschaften sowie die Stadt 
Worms und der Landkreis Worms 




